
 

 

 

FDP Ortsverband Kisdorf – Dr. Jörg Seeger – Ellernbrook 4 – 24629 Kisdorf 

. 

Sehr geehrter Herr Biemann,  

 

die FDP-Fraktion bittet Sie in der nächsten Sitzung des Ausschusses 

für Finanzen und Bilanzprüfung den Tagesordnungspunkt 

„Wiederkehrende Straßenbaubeiträge“ aufzunehmen. 

 

Zu diesem TOP unterbreitet die FDP-Fraktion den folgenden 

Beschlussvorschlag. 
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Ausschuss für Finanzen und Bilanzprüfung 
    der Gemeinde Kisdorf 
c/o Amt Kisdorf 
Winsener Straße 2 
24568 Kattendorf 
 

Per E-Mail: 

   info@amt-kisdorf.de 

   axel.biemann@wkb-kisdorf.de 

    

Freie Demokratische Partei 

Ortsverband Kisdorf 

 

 

 

Kisdorf,  25.01.2019  
 

 

 

 

 
 

 

Fraktionsvorsitzender 

Dr. Jörg Seeger 

Tel.: 04194 / 75 12 
joerg.seeger@FDP-Kisdorf.de 
 
 

Stellv. Fraktionsvorsitzende 

Hannelore Huffmeyer 

Tel.: 04193 / 62 26 
hannelore.huffmeyer@FDP-Kisdorf.de 
 

Ihr Zeichen:    Ihr Schreiben vom: 

       

 

Tagesordnungspunkt „Wiederkehrende Straßenbaubeiträge“ auf 
der nächsten Sitzung des Ausschusses Finanzen und Bilanz-
prüfung 
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Beschlussvorschlag: 

 

Der Ausschuss für Finanzen und Bilanzprüfung empfiehlt der 

Gemeindevertretung wie folgt zu beschließen: 

 

Die Satzung der Gemeinde Kisdorf „über die Erhebung von 

Beiträgen für die Herstellung, den Ausbau, die Erneuerung und den 

Umbau von Straßen, Wegen und Plätzen (Straßenbau-

beitragssatzung / wiederkehrende Beiträge)“ wird rückwirkend zum 

01.01.2018 aufgehoben. 

 

 

 

Begründung: 

 

• Aus grundsätzlichen Erwägungen sollten die Satzung 

„Wiederkehrende Straßenbaubeiträge“ wegen erheblicher 

juristischer und ökonomischer Bedenken zurückgenommen 

werden. Die jetzt schon anhängigen Widersprüche von zurzeit 

ca. 260, sind bereits ein enormer Verwaltungs- und 

Kostenaufwand, die sich mit Sicherheit in der Erhöhung der 

Amtsumlage wiederspiegeln werden. 

 

• Es ist bis dato ungeklärt: Ob die Bildung einer einheitlichen 

Abrechnungseinheit für Straßenausbaubeiträge zulässig ist, 

wenn mit den Verkehrsanlagen kein konkret-individueller 

zurechenbarer Vorteil für das beitragsbelastete Grundstück 

verbunden ist. 
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• Werden Beiträge erhoben, verlangt der Grundsatz der 

abgabenrechtlichen Belastungsgleichheit nach Art. 3 Abs.1 

GG, dass die Differenzierung zwischen Beitragspflichtigen und 

Nichtbeitragspflichtigen nach Maßgabe des konkret 

zurechenbaren Vorteils vorgenommen wird, dessen 

Nutzungsmöglichkeit mit dem Beitrag abgegolten werden soll. 

 

• Die jetzige Vorgehensweise der Gemeinde Kisdorf stellt ein 

Verstoß gegen die Vorschriften des §16 Nr. 1 VOB/A wonach 

erst dann ausgeschrieben werden darf, wenn die Planung 

fertiggestellt und die Finanzierung gesichert ist. Dieses ist 

durch die anhängenden Verfahren zurzeit strittig und im 

Haushalt nicht berücksichtigt. 

 

 
 
 

Mit freundlichem Gruß 

FDP-Fraktion Kisdorf 

 

 

Hannelore Huffmeyer 

Stellv. Fraktionsvorsitzende 
Mitglied im Ausschuss für Finanzen und Bilanzprüfung 

 


